
Sie hatten keine, weil es über sie keine gab. Denn Herr Mielke 
hat ja mal angewiesen: Über bestimmte Chargen dürfen keine 
Recherchen geführt werden.

(Dr. Keller, PDS: Da täuschen Sie sich aber!)

Wenn Sie mich eines Besseren belehren können, dann zeigen 
sie mir mal die Akte ihres netten Parteimitgliedes.

In diesem Hause ist einstimmig beschlossen worden, die Ver
gangenheit aufzuarbeiten. Dem haben Sie sich sicherlich auch 
angeschlossen. Und das ist angesichts dieses Filzes nur möglich, 
wenn diese Archive geöffnet werden und zur Verfügung stehen.

Nun gibt es die SED nicht mehr, aber ihren Rechtsnachfolger 
gibt es noch, auch wenn es über einige Namensschiebekla- 
maukszenen hinweg gegangen ist. Aber wer Erbe sein will, der 
muß auch alles erben. Es geht nicht an, daß er nur das Geld erbt 
und den Rest den anderen überläßt, sonst müßte man nämlich 
die Erbschaft ausschlagen.

(Beifall bei CDU/DA)

(Dr. Keller, PDS: Da sind wir wieder bei den Blockparteien.)

Sie werden hören, daß auch dazu etwas zu sagen ist.

(Dr. Enkelmann, PDS: Das wird auch höchste Zeit.)

Der Aufbewahrungsort des Schriftverkehrs des Politbüros des 
ZK der SED befindet sich im Haus der Parlamentarier in Berlin, 
Marx-Engels-PIatz. Noch in diesem Jahr wird eine Umlagerung 
in das Zentrale Parteiarchiv der PDS durch das Institut für Ge
schichte der Arbeiterbewegung angestrebt. Der Aufbewah
rungsort des Schriftverkehrs des Zentralkomitees bzw. der Be
zirksleitungen der SED sowie früherer SED-Institute und Par
teischulen befindet sich im Institut für Geschichte der Arbeiter
bewegung. Dieses Institut ist der Rechtsnachfolger des früheren 
Instituts für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. Und fi
nanziert wird dieses Institut vom PDS-Vorstand, dem Nachfol
ger des SED-Politbüros.

(Gelächter bei der PDS)

Aber - ich verstehe ja durchaus Ihre Freude - die Leichen Ih
rer Erblasser möchten Sie gern im Keller behalten. Aber wenn 
Kollege Schumann neulich hier gesagt hat, daß er sich gut vor- 
stellcn kann, diese Archive zu öffnen - und da nehme ich Ihre 
Anregung auf, aber die habe ich mir natürlich auch schon vorher 
notiert, daß es auch ein guter Tip für alle anderen Parteien wäre 
-, so ist natürlich nicht einzusehen, warum nicht der Staat Sach
walter der Sicherung und Aufarbeitung sein soll. Das Hohe Haus 
wird gebeten zu beschließen, daß die Regierung beauftragt wird, 
unverzüglich dafür Sorge zu tragen, dieses Archivgut in Verant
wortung des Staates zu sichern, einen Provenienz-Ausschuß, be
stehend aus Archivaren des Zentralen Staatsarchivs und der Mi
nisterien, einzusetzen, der dieses Schriftgut verwaltet und er
möglicht, was wir hier einstimmig beschlossen haben. Und da 
bitte ich Sie einmal, von Ihrer etwas lächerlichen Linie abzuge
hen.

Wir haben nämlich beschlossen, daß Opfer zu rehabilitieren 
sind, wir haben beschlossen, das Schuldige zu bestrafen sind, 
und wir haben beschlossen, daß Geschichte aufzuarbeiten ist. 
Und vielleicht hatten die Gründerväter der kommunistischen 
Bewegung gerade solche Ideale im Sinn. Und wer diese Ideale 
leugnen will, egal aus welcher Richtung er kommt, der tut ein 
gröblichstes Unrecht an diesen Gründervätern.

(Mißfallensäußerungen bei der PDS)

Aber was die Nachfahren der Gründerväter aus diesen Idealen 
gemacht haben, die Partei, die Partei, die immer Recht hat, das 
bedarf der Aufarbeitung,

(Beifall bei CDU/DA)

damit nie wieder etwas geschieht in Deutschland, daß eine Par
tei ein Volk als ihren Privatbesitz anschaut, weil sie von dem
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Wahn besessen ist, immer Recht zu haben.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Zur Geschäftsordnung, bitte schön.

Dr. Meisei (Bündnis 90/Grüne):

Darf ich bei aller Hochachtung vor dem rhetorischen Reser
voir, das sicher viele Abgeordnete hier in diesem Hause haben, 
aber in Anbetracht der vorgerückten Stunde die herzliche Bitte 
aussprechen, daß wir uns in unseren Beiträgen auf das Wesentli
che konzentrieren?

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne, SPD und PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Wir haben noch drei Wortmeldungen zur Aussprache, und 
zwar von der Fraktion der SPD den Abgeordneten Weißgerber, 
von der Fraktion der PDS den Abgeordnete Höpcke und von der 
Fraktion Bündnis 90/Grüne den Abgeordneten Weiß. Ich wäre 
Ihnen außerordentlich dankbar, wenn Sie sich jetzt auf kurze 
Statements zu dem sehr kurzen Antrag, den ich doch noch ein
mal verlesen möchte, damit man weiß, worum es geht, äußerr. 
Der Satz lautet:

„Das Archivgut der Parteiarchive des Politbüros der SED 
und des Zentralkomitees der SED wird durch den Staat gesi
chert.“

Das ist der Antrag.

(Zurufe von der PDS)

Bitte schön.

Weißgerberfürdie Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Die Fraktion der SPD 
trägt den Antrag in der Drucksache Nr. 235, SED-Archive, nach
drücklich mit, schon aus Gründen der Aufhellung der Zwangs
vereinigung von 1946.

Die SED und ihre organischen Gliederungen, wie Stasi, FDJ 
etc., durchdrangen das System, „sozialistischer Staat“ genannt, 
vollständig. Deren Metastasen drangen in alle Lebensbereiche, 
Partei und Staat zu trennen ist in diesem Zusammenhang un 
möglich. Aus diesem Grunde kann das SED-Archiv auch nicht— 
Alleineigentum ausgerechnet ihrer Nachfolgeorganisation sein, 
zumal diese den Anspruch erhebt, eine neue Partei zu sein.

(Vereinzelt Beifall)

Die Bevölkerung Deutschlands hat neben dem Recht auf Re
habilitierung ein Recht auf Kenntnis der wahren Geschichte die
ses Jahrhunderts. Dieses Recht ist nur zu gewährleisten, wenn 
die Archive überparteilich gelagert sind.

In diesem Zusammenhang ist die SPD der Auffassung, daß das 
neue deutsche Parlament eine unabhängige Historikerkommis
sion zur Aufhellung der letzten Jahrzehnte berufen sollte. Hier
zu liegt bereits das Angebot eines der ersten Dissidenten dieses 
Staates, Wolfgang Leonhardts, vor. Ein Archiv dieses Ausmaßes 
in den Händen einer einzigen Partei ruft bei uns starke Beunru
higung hervor. An der Archivfrage messen wir unter anderem 
auch die Moral der derzeitigen Archivinhaber.

Weiterhin beantragt die SPD aus gleichen Gründen die Erwei
terung des Antrages in der Drucksache Nr. 235 inhaltlich auf die 
Archive der FDJ.

(Dr. Gysi, PDS: Der CDU nicht?)


